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11. Das Scheinunternehmen im Sinn des 
SBBG

Erstmals legaldefiniert wurde das Scheinunter-
nehmen im Jahr 2016 mit der Einführung von
§ 8 SBBG. Ausgangsproblem für diese Gesetzes-
initiative war das vermehrte Auftreten von
Scheinunternehmen, die bloß als Anmelde- und
Verrechnungsvehikel genutzt wurden, um miss-
bräuchlich und unrechtmäßig Sozialversiche-
rungsleistungen in Anspruch zu nehmen.2 Da-
mit im Zusammenhang stehend wurde in § 2
SBBG auch der Sozialbetrug legaldefiniert.

§ 8 SBBG wurde seit seiner Einführung mehr-
fach novelliert und mit dem Betrugsbekämp-
fungsgesetz 2024 Teil II (BBGK 2024 Teil II)3 um
einen weiteren Tatbestand (Z 3) ergänzt. Ein
Scheinunternehmen iSd § 8 Abs 1 SBBG ist „ein
Unternehmen, das vorrangig darauf ausgerichtet
ist,
1. Lohnabgaben, Beiträge zur Sozialversiche-

rung, Zuschläge nach dem BUAG oder Ent-
geltansprüche von Arbeitnehmer/inne/n zu
verkürzen, oder

2. Personen zur Sozialversicherung anzumel-
den, um Versicherungs-, Sozial- oder sonstige
Transferleistungen zu beziehen, obwohl diese
keine Erwerbstätigkeit aufnehmen, oder

3. Belege zu verfälschen, zu verwenden, herzu-
stellen, oder einem anderen Unternehmen zur
Verfügung zu stellen, die dazu dienen, einen
Geschäftsvorgang vorzutäuschen oder dessen
wahren Gehalt zu verschleiern.“

Zu § 8 Abs 1 Z 1 und 2 SBBG hat der Gesetzge-
ber festgehalten, dass es dabei gerade nicht um
Scheinfirmen gehen soll, deren Schein sich auf
die Existenz der Gesellschaft an sich bezieht. Ge-
meint sind Scheinunternehmen, deren geschäft-
licher Betrieb nicht dem angegebenen Zweck
entspricht, sondern darin besteht, als Anmelde-
und Verrechnungsvehikel zu agieren.4 Die Er-
gänzung um den Tatbestand der Z 3 ist auf eine
Veränderung der Sozialbetrugsmodelle zurück-

zuführen. Vermehrt wurden zusätzliche Unter-
nehmenseben in die Betrugsmodelle zwischen-
geschaltet, die bloß als Verrechnungsvehikel
und/oder Rechnungsproduzent fugieren sollen,
um das Betrugssystem besser zu tarnen.5 Auch
solche Scheinunternehmen verfolgen mit der
Manipulation von Belgen bzw dem Vortäuschen
oder der Verschleierung von Geschäftsvorgän-
gen einen anderen als den angegebenen Zweck.

Ein Scheinunternehmen iSd § 8 Abs 1 Z 1
SBBG übt eine tatsächliche Tätigkeit aus und
führt lediglich keine Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträge ab. Diese Unternehmen treten
auch im gewöhnlichen Geschäftsleben auf. Ein
Unternehmen iSd Z 2 leg cit ist hingegen ein
reines Anmeldevehikel.6 Ein Scheinunternehmen
iSd Z 3 leg cit ist dem Grunde nach darauf ausge-
richtet, Schein- und Deckungsrechnungen aus-
zustellen.7 Allerdings ist denkbar, dass Unterneh-
men iSd § 8 Abs 1 Z 2 und 3 SBBG auch tatsäch-
lich Arbeiten durchführen und Beschäftigungs-
verhältnisse vorliegen. Dienen diese jedoch der
Verschleierung und sind die tatsächlich durchge-
führten Arbeiten bloß untergeordnet, ist das Un-
ternehmen trotz tatsächlicher Arbeitsleistung
als Scheinunternehmen einzuordnen.8 Jedenfalls
handelt es sich in § 8 Abs 1 SBBG um alternative
Tatbestände, wobei es hinsichtlich der Rechtsfol-
gen nach dem SBBG irrelevant ist, welcher der
Tatbestände erfüllt ist. In der Praxis erfüllt ein
Unternehmen häufig mehrere Tatbestände.9

2. Das Scheinunternehmen im Sinn des 
Abgaben- und Finanzstrafrechts

§ 2 Abs 1 SBBG definiert den Sozialbetrug ua als
Verhaltensweise, die eine Verletzung von Pflich-
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Der Begriff Scheinunternehmen spielt in der Praxis in unterschiedlichen Rechtsmaterien
eine wichtige Rolle. Mit der Einführung des Bundesgesetzes zur Verbesserung der Sozial-
betrugsbekämpfung (SBBG)1 wurde in dessen § 8 erstmals eine Legaldefinition des Schein-
unternehmens eingeführt. Doch auch außerhalb des SBBG ist der Begriff geläufig, ohne
dass damit tatsächlich Scheinunternehmen iSd SBBG gemeint sind. Dem allgemeinen
Begriffsverständnis des Scheinunternehmens gemein ist, dass unredliches Handeln unter-
stellt wird, das auch (verwaltungs)strafrechtliche Implikationen mit sich bringt. Dieser
Beitrag stellt den Begriff des Scheinunternehmens innerhalb und außerhalb des SBBG
näher dar, mit einem besonderen Fokus auf das Finanzstrafrecht.

1 BGBl I 2015/113.
2 ErlRV 692 BlgNR 25. GP, 1.
3 BGBl I 2024/108.
4 ErlRV 692 BlgNR 25. GP, 1.

5 ErlRV 2599 BlgNR 27. GP, 6; Wiesinger, Die SBBG-No-
velle 2024, SWK 20/21/2024, 984 (949).

6 Wiesinger, Fünf Jahre Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz,
SWK 1/2/2021, 64 (66).

7 Fiala/Lang, Neues zu Scheinunternehmen, in Lewisch,
Wirtschaftsstrafrecht und Organverantwortlichkeit.
Jahrbuch 2025 (2026) 113 (114).

8 Zu Scheinunternehmen iSd § 8 Abs 1 Z 3 SBBG Lehner,
Das Betrugsbekämpfungsgesetz 2024 – praktische Aus-
wirkungen für Wirtschaft und Parteienvertreter, ZWF
2024, 169 (172).

9 Wiesinger, SWK 20/21/2024, 948 (949).
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ten zum Gegenstand hat, die der Sicherung des
Steueraufkommens dienen. Auch § 8 Abs 1 Z 1
SBBG definiert Scheinunternehmen ua als sol-
che Unternehmen, die darauf ausgerichtet sind,
Lohnabgaben zu verkürzen. Es würde daher
grundsätzlich naheliegen, dass die Scheinunter-
nehmerdefinition auch für das Abgabenrecht
maßgeblich ist. Allerdings zieht eine Feststellung
als Scheinunternehmer unmittelbar nur Rechts-
folgen iSd ASVG nach sich. Auch im Finanz-
strafrecht wird nicht auf den Begriff des Schein-
unternehmers abgestellt. Der im SBBG verwen-
dete Begriff der Lohnabgaben scheint somit an
sich fraglich.10

2.1. Das Scheingeschäft und die 
Empfängerbenennung

Allerdings gibt es auch im Abgabenrecht Be-
stimmungen, die im Zusammenhang mit Schein-
unternehmen zu sehen sind, ohne dass auf § 8
SBBG abgestellt wird. Hierunter fällt ua das
Scheingeschäft iSd § 23 BAO. Hierzu sei ledig-
lich erwähnt, dass es nicht von Bedeutung ist, ob
dieses mit einem Scheinunternehmer abgeschlos-
sen wird.11 Ein Scheingeschäft kann mit jedem
Geschäftspartner getätigt werden. Es kommt le-
diglich darauf an, dass ein offen geschlossenes
Geschäft nicht oder nicht so gelten soll, wie die
Erklärungen lauten.12

Weiters ist im Kontext von Scheinunterneh-
men die Empfängerbenennung nach § 162 BAO
zu nennen. Diese Bestimmung hatte ursprüng-
lich ua im Zusammenhang mit Briefkastenfir-
men Bedeutung, wird aber vermehrt auch ange-
wandt, um gegen Scheinunternehmen vorzu-
gehen.13 Der Anwendungsbereich und verfolgte
Zweck ist allerdings ein anderer, als jener des
SBBG und auf nicht existente Unternehmen ge-
richtet.14 Ausgaben für von Scheinunternehmen
iSd § 8 SBBG tatsächlich erbrachte Leistungen
bleiben weiterhin als Werbungskosten absetz-
bar.15 Dieses Auseinanderfallen lässt sich aus
dem Zweck des § 8 SBBG heraus erklären, der
im Unterschied zu § 162 BAO gerade nicht auf
Briefkasten- oder Scheinfirmen abstellt, deren
Schein sich bloß auf deren Existenz bezieht.16

2.2. Abgabepflicht und 
finanzstrafrechtliche Implikationen

Wie dargestellt, gibt es Scheinunternehmen in
verschiedenen Ausgestaltungen. Für das Finanz-
strafrecht sind die Abgabepflicht und die daraus

resultierenden Pflichten bzw deren Verletzung
als Tatbestandsvoraussetzungen wesentlich. Es
wird daher gemeinsam auf diese Pflichten und
die finanzstrafrechtlichen Implikationen einge-
gangen.

2.2.1. Körperschaftsteuerpflicht

Nach § 1 Abs 1 iVm Abs 2 Z 1 KStG sind inlän-
dische juristische Personen des Privatrechts kör-
perschaftsteuerpflichtig. Solche Gesellschaften
unterliegen, unabhängig davon, ob Einkünfte
bezogen werden, der unbeschränkten Steuer-
pflicht iSd KStG.17 Selbst Scheinunternehmen
iSd § 8 Abs 1 Z 2 SBBG, die nicht am wirtschaft-
lichen Verkehr teilnehmen und nur dazu die-
nen, Personen zur Sozialversicherung anzu-
melden, sind unbeschränkt steuerpflichtig und
unterliegen jedenfalls der Mindestkörperschaft-
steuer iSd § 24 KStG.18 Die Steuerpflicht ergibt
sich allein aus der Eigenschaft als unbeschränkt
steuerpflichtige Körperschaft und besteht so
lange, bis die Rechtspersönlichkeit untergeht.19

Jedes Scheinunternehmen, das eine Körperschaft
iSd § 1 Abs 2 KStG darstellt, unterliegt daher der
unbeschränkten Steuerpflicht iSd KStG und ist
damit (jedenfalls) mindestkörperschaftsteuer-
pflichtig.20 Eine Pflicht zur Abgabe einer Körper-
schaftsteuererklärung besteht gemäß § 133 BAO
iVm § 24 Abs 3 Z 1 KStG iVm § 42 Abs 1 EStG
jedoch nur, sofern zu erklärende Einkünfte er-
zielt werden und somit ein steuerlicher Gewinn
erwirtschaftet wird.

Insbesondere bei Scheinunternehmen iSd § 8
Abs 1 Z 2 und 3 SBBG ist fraglich, ob diese über-
haupt eine wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, mit
der körperschaftsteuerpflichtige Einkünfte er-
wirtschaftet werden. Darüber hinaus wird die
Körperschaftsteuer aus finanzstrafrechtlicher
Perspektive in der Regel aufgrund der Kurzle-
bigkeit solcher Unternehmen keine praktische
Rolle mehr spielen. Die Fristen der steuerlichen
Erklärungspflichten reichen so weit in die Zu-
kunft, dass die Scheinunternehmen bei Versuch
oder Verwirklichung der Finanzvergehen in der
Regel faktisch nicht mehr existieren werden.

2.2.2. Lohnsteuerpflicht

§§ 78 f EStG verpflichten den Arbeitgeber zur
Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer. Maß-
geblich für die Pflichten im Zusammenhang mit
der Lohnsteuer ist der Arbeitgeberbegriff iSd
§ 47 EStG, wobei Arbeitgeber ist, wer Arbeits-
lohn iSd § 25 EStG ausbezahlt.21 Auf den Zah-
lungsvorgang kommt es nicht an, sondern dar-
auf, wer den Aufwand trägt.22 Arbeitgeber in

10 Stellungnahme des BMF (N-124/ME 25. GP), 3; Knechtl,
Das Feststellungsverfahren nach § 8 SBBG, SWK 7/2016,
403 (404).

11 Fiala/Lang in Lewisch, Jahrbuch 2025, 113 (114).
12 Ritz in Ritz/Koran, BAO8 (2025) § 23 BAO Rz 1.
13 Wiesinger, Kein Betriebsausgabenabzug bei steuerunehr-

lichen Geschäftspartnern, bau aktuell 2020, 243 (247).
14 Zur Definition von Scheinunternehmen iSd § 162 BAO

Twardosz, Empfängerbenennung nach § 162 BAO bei
„Scheinunternehmen“ als Empfänger der abgesetzten
Beträge, ZSS 2020, 101 (103).

15 Vgl VwGH 18. 10. 2017, Ra 2015/13/0054.
16 Vgl ErlRV 692 BlgNR 25. GP, 4.

17 Hohenwarter-Mayr in Kofler et al, WU-KStG3 (2022) § 1
Rz 85.

18 Knechtl, SWK 7/2016, 403 (410); siehe auch BFG 26. 9.
2018, RV/7104150/2018, ecolex 2018, 1139 (Renner).

19 VwGH 31. 3. 2005, 2002/15/0032.
20 Vgl BFG 26. 9. 2018, RV/7104150/2018.
21 Kirchmayr/Schaunig in Doralt et al, EStG (22. Lfg, 2021)

§ 78 Rz 2.
22 Vgl VwGH 16. 1. 994, 92/13/0148.
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diesem Sinn ist, zu wessen Lasten der Lohn ge-
zahlt wird, in wessen Unternehmen der Arbeit-
nehmer organisatorisch eingebunden ist und an
wessen Weisungen der Arbeitnehmer gebunden
ist.23 Der Arbeitgeberbegriff iSd EStG und insbe-
sondere die Pflicht zur Führung von Lohnkon-
ten sind auch für das FinStrG maßgeblich.24

Ob ein Unternehmen die Arbeitgeberpflich-
ten iSd EStG treffen, ist anhand der Bestimmun-
gen des EStG zu prüfen. Bei Scheinunternehmen
kann aus lohnsteuerlicher Sicht zwischen zwei
verschiedenen Arten von Scheinunternehmen
differenziert werden. Einerseits gibt es solche, die
ausschließlich Personen, die keine Arbeitnehmer
sind, zum Schein anstellen, um Sozialversiche-
rungsleistungen zu erschleichen.25 Solche Schein-
unternehmen iSd § 8 Abs 1 Z 2 und 3 SBBG wer-
den nicht Arbeitgeber iSd § 47 EStG sein. Bloß
zum Schein angemeldete Arbeitnehmer sind
nicht in die Organisation des Unternehmens ein-
gegliedert und üben auch keine tatsächliche un-
selbständige Erwerbstätigkeit aus. Anderseits gibt
es Scheinunternehmen, die tatsächlich eine wirt-
schaftliche Tätigkeit ausüben und Arbeitnehmer
angestellt haben, allerdings nicht oder nicht voll-
ständig den sozialversicherungs- und abgaben-
rechtlichen Pflichten nachkommen wollen.26 Sol-
che Scheinunternehmen iSd § 8 Abs 1 Z 1 SBBG
können somit auch als Arbeitgeber iSd § 47 EStG
auftreten. Allerdings ist auch bei solchen Unter-
nehmen zu prüfen, ob der Arbeitslohn vom
Scheinunternehmen ausbezahlt wird, eine orga-
nisatorische Eingliederung in das Scheinunter-
nehmen vorliegt und an wessen Weisungen die
Arbeitnehmer gebunden sind.

Aus finanzstrafrechtlicher Perspektive fällt
auf, dass § 8 Abs 1 Z 1 SBBG Scheinunterneh-
men als solche definiert, die ua darauf ausgerich-
tet sind, Lohnabgaben zu verkürzen. Dennoch
resultieren aus der bloßen Feststellung eines
Scheinunternehmens keine unmittelbaren ab-
gaben- oder finanzstrafrechtlichen Folgen.27 Im
Zusammenhang mit der Lohnsteuer sind insbe-
sondere deren Hinterziehung iSd § 33 Abs 2 lit b
FinStrG und die Nichtabfuhr iSd § 49 Abs 1 lit a
FinStrG relevant. Unmittelbarer Täter der Abga-
benhinterziehung nach § 33 Abs 2 lit b FinStrG,
wie auch der Finanzordnungswidrigkeit nach
§ 49a Abs 1 lit a FinStrG, kann bloß der Arbeit-
geber oder der Wahrnehmende der Pflichten des
Arbeitgebers sein.28 In der Praxis wird bei Schein-
unternehmenskonstrukten häufig nicht einfach
festzustellen sein, wer tatsächlich der Arbeitge-

ber jener Personen ist, die die tatsächliche Arbeit
verrichten, weil häufig eine Vielzahl von Gesell-
schaften zwischengeschalten wird, um die tat-
sächlichen Verhältnisse zu verschleiern.29 Der
tatsächliche Arbeitgeber, der in der Regel auch
der unmittelbare Täter einer Abgabenhinterzie-
hung im Zusammenhang mit der Lohnsteuer ist,
ist somit häufig schwer zu ermitteln.

2.2.3. Umsatzsteuerpflicht

Die Umsatzsteuerpflicht knüpft am Unterneh-
merbegriff des § 2 UStG an. Hinsichtlich der
Unternehmereigenschaft kommt es weder auf
die Rechtsform noch auf die zivilrechtliche
Rechts- oder Geschäftsfähigkeit an.30 Eine Teil-
nahme am Wirtschaftsleben und damit eine
Leistungserbringung an Dritte ist erforderlich.31

Grundsätzlich ist es auch nicht von Bedeutung,
ob die ausgeübte Tätigkeit einem gesetzlichen
Verbot unterliegt. Eine Tätigkeit fällt jedoch
nicht unter den Unternehmerbegriff, sofern es
gar keinen legalen Markt gibt, auf dem ein Wett-
bewerb mit legal agierenden Unternehmern be-
stehen kann.32 Im Zusammenhang mit Schein-
unternehmern stellen sich somit zwei Fragen:
Einerseits, ob die ausgeübte Tätigkeit überhaupt
eine die Unternehmereigenschaft iSd § 2 UStG
begründende Tätigkeit ist, und andererseits, ob
es eines Mindestmaßes an unternehmerischer
Tätigkeit iSd § 2 UStG bedarf, um eine Umsatz-
steuerpflicht auszulösen.

Ein Mindestmaß an unternehmerischer Tä-
tigkeit wird von § 2 UStG nicht gefordert. Auch
ein reiner Strohmann, der bloß als Treuhänder
vorgeschoben wird, erbringt unternehmerische
Leistungen, wenn dieser in die Geschäfte einge-
schaltet wird und dort im eigenen Namen auf-
tritt.33 Es kommt bloß darauf an, dass das Unter-
nehmen nach außen hin auftritt und ein Min-
destmaß an Struktur aufweist, die es dazu befä-
higt, Leistungen iSd UStG zu erbringen.34

Ein Scheinunternehmen, das tatsächlich eine
wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, wird unter den
Unternehmerbegriff des § 2 UStG fallen, womit
auch die erbrachten Lieferungen oder Leistun-
gen steuerbare Umsätze iSd § 1 UStG in Bezug
auf Umsatzsteuervoranmeldungen insbesondere
§ 33 Abs 2 lit a FinStrG, hinsichtlich der Jahres-
erklärung § 33 Abs 1 FinStrG und im Zusam-
menhang mit der Entrichtung der Umsatzsteuer-
vorauszahlung § 49a Abs 1 lit a FinStrG von Be-
deutung. Abgabenverkürzungen, unter Verlet-
zung der umsatzsteuerlichen Pflichten, können
zur Verwirklichung der genannten Finanzver-23 VwGH 28. 5. 2015, 2013/15/0162; Kirchmayr/Denk in

Doralt et al, EStG (21a. Lfg, 2021) § 47 Rz 4.
24 Lässig in Höpfel/Ratz, WK StGB2, § 33 FinStrG Rz 15;

Köck in Köck/Schmitt/Djakovic, FinStrG I6 (2024) § 33
Rz 65.

25 Zur Abgrenzung siehe auch Wiesinger, Eine erste Ana-
lyse zum Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz (SBBG),
ZAS 2015, 292 (293).

26 Wiesinger, ZAS 2015, 292 (293).
27 Stellungnahme des BMF (N-124/ME 25. GP), 3; Knechtl,

SWK 7/2016, 403 (404).
28 Köck in Köck/Schmitt/Djakovic, FinStrG I6, § 33 Rz 65.

29 Vgl ErlRV BlgNR 2599 27. GP, 6.
30 Windsteig in Melhardt/Tumpel, UStG3 (2021) § 2 Rz 2.
31 Bürgler in Berger et al, UStG-ON3.02, § 2 Rz 4 (Stand

1. 12. 2021, rdb.at).
32 Bürgler in Berger et al, UStG-ON3.02, § 2 Rz 53.
33 VwGH 18. 3. 1997, 95/14/0082.
34 BFG 13. 5. 2014, RV/5100138/2010; Ruppe/Achatz, UStG6

(2024) § 2 Rz 17; Mühlener, Unternehmerfähigkeit und
Körperschaftsteuerpflicht von Auslandsgesellschaften
mit inländischem Geschäftsleitungsort, RdW 2001, 122.
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gehen führen. Werden die Lohnabgaben und
sonstigen Beiträge nicht richtig erklärt und ab-
geführt, ist es naheliegend, dass auch die er-
brachten Leistungen in den Rechnungen nicht
richtig ausgewiesen und in den Abgabenerklä-
rungen unrichtig erklärt werden.

Anders zu betrachten sind Scheinunterneh-
men, die als reine Anmelde- und Verrechnungs-
vehikel agieren. Sofern solche Unternehmen aus-
schließlich Personen zur Sozialversicherung an-
melden und keine sonstigen Leistungen erbrin-
gen, kann nicht von einer umsatzsteuerlichen
Leistung gesprochen werden. Für das unge-
rechtfertigte Anmelden zur Sozialversicherung
gibt es keinen legalen Markt. Die Leistung ist da-
her umsatzsteuerlich nicht relevant. Sofern das
Scheinunternehmen durch seine Struktur nicht
einmal dazu in der Lage wäre, selbst Leistungen
zu erbringen, ist es auch nicht als Unternehmen
iSd § 2 UStG einzuordnen.35 Auch ein Schein-
unternehmen, das als reiner Rechnungsausstel-
ler iSd § 8 Abs 1 Z 3 SBBG fungiert, ist nicht als
Unternehmer einzustufen und erbringt keine
Leistungen iSd UStG. Wie im Zusammenhang
mit Falschgeld besteht auch für fingierte Rech-
nungen kein legaler Markt.36 Das bloße Ausstel-
len von Rechnungen ohne jegliche zusätzliche
Leistung stellt keine steuerbare Leistung dar.

Zu beachten sind allerdings besondere Rege-
lungen bei Rechnungen, in denen zu Unrecht
Umsatzsteuer ausgewiesen wird. Losgelöst von
der Unternehmereigenschaft des § 2 UStG, kennt
das UStG mit dessen § 11 Abs 12 und 14 zwei
Arten der Steuerschuld aufgrund eines Umsatz-
steuerausweises in der Rechnung. Der gesonderte
Ausweis der Steuer ist diesfalls für sich Voraus-
setzung bzw Auslöser der Steuerschuld.37 Schein-
unternehmer, die ausschließlich Rechnungen
produzieren, jedoch keine Struktur zur tatsäch-
lichen Erbringung von Leistungen aufweisen,
können somit auch als Nichtunternehmer ge-
mäß § 11 Abs 14 UStG umsatzsteuerpflichtig
werden. Dies ist naheliegend bei Scheinunter-
nehmen iSd § 8 Abs 1 Z 3 SBBG, deren einziger
Zweck darauf ausgerichtet ist, durch scheinbar
ordnungsgemäße Rechnungen tatsächliche Vor-
gänge zu verschleiern.38

Unterliegen Nichtunternehmer iSd UStG
einer Steuerschuld nach § 11 Abs 14 UStG, tref-
fen diese gemäß § 21 Abs 10a UStG dieselben Er-
klärungspflichten wie Unternehmer. Diese Pflich-
ten wurden explizit im Hinblick auf Umsatz-
steuerbetrugsmodelle eingeführt.39 Die Umsatz-
steuer betrifft somit aus finanzstrafrechtlicher
Sicht auch Scheinunternehmer, die keine Unter-
nehmer iSd § 2 UStG sind. Allerdings kommt es,
auch wenn der Gesetzgeber Betrugsmodelle vor

Augen hatte, nicht auf den Scheinunternehmer-
begriff, sondern ausschließlich auf die Erfüllung
der umsatzsteuerlichen Tatbestände an.

2.2.4. Finanzordnungswidrigkeiten

Nicht erst durch die Verwirklichung von Finanz-
vergehen, deren Tatbestand die Verkürzung von
Abgaben inkludiert, drohen Scheinunterneh-
men finanzstrafrechtliche Sanktionen. Die geset-
zeswidrigen Verhaltensweisen von Scheinunter-
nehmen können bereits in früheren Stadien
durch Finanzordnungswidrigkeiten sanktioniert
werden. Gewisse Finanzordnungswidrigkeiten
wurden, zumindest den Materialien zufolge,
auch ausdrücklich zur Betrugsbekämpfung ein-
geführt bzw um gegen Scheinunternehmen vor-
zugehen. So zuletzt § 51b FinStrG.40

Die typischen Verhaltensweisen von Schein-
unternehmen können auch unter § 51 FinStrG
subsumiert werden. Die Pflicht zur Führung von
Lohnkonten stellt eine Aufzeichnungspflicht
dar, deren Verletzung durch § 51 Abs 1 lit c
FinStrG sanktioniert wird.41 Sonstige vorsätzli-
che Verletzungen von Erklärungs- und Offen-
legungsverpflichtungen fallen unter § 51 Abs 1
lit a FinStrG.42

Von wesentlicher Bedeutung im Zusam-
menhang mit Scheinunternehmen ist der mit
BBKG 2024 Teil II eingeführte § 51b FinStrG.43

Den Materialien zufolge soll die Bestimmung
dazu dienen, ein zeitnahes und wirksames Vor-
gehen gegen Scheinunternehmer zu gewährleis-
ten.44 § 51b FinStrG enthält allerdings keine Ein-
schränkung auf Scheinunternehmen. Hierzu
geht ebenso aus den Materialien hervor, dass die
Bestimmung auch eine abschreckende Wirkung
für alle sonstigen Fälle der Erstellung und Ver-
wendung von verfälschten, falschen und unrich-
tigen Belegen haben soll.45 Für eine Strafbarkeit
nach § 51b FinStrG kommt es somit nicht auf
die Feststellung der Scheinunternehmereigen-
schaft an.46

Jeder, der mit dem Vorsatz, einen Geschäfts-
vorgang vorzutäuschen oder zu verschleiern, für
abgaben- oder monopolrechtlich zu führende
Bücher oder Aufzeichnungen Belege verfälscht,
falsche oder unrichtige Belege herstellt oder ver-
fälschte, falsche oder unrichtige Belege verwen-
det, macht sich nach § 51b FinStrG strafbar. Ins-
besondere bei Scheinunternehmen iSd § 8 Abs 1
Z 3 SBBG ist eine Strafbarkeit nach dieser Be-
stimmung naheliegend. Solche Scheinunterneh-
men sind in der Regel gerade darauf ausgerich-

35 Vgl Knechtl, SWK 7/2016, 403 (410).
36 Vgl UStR 2000, Rz 187.
37 Schuchter/Kollmann in Melhardt/Tumpel, UStG3 (2021)

§ 11 Rz 219.
38 Vgl zum typischen Scheinunternehmen als Rechnungs-

produzent ErlRV BlgNR 2599 27. GP, 6.
39 IA 983 26. GP, 47.

40 ErlRV 2598 BlgNR 27. GP, 6.
41 VwGH 5. 4. 2011, 2011/16/0073.
42 Vgl Köck in Köck/Schmitt/Djakovic, FinStrG I6, § 51

Rz 6.
43 BGBl I 2024/107.
44 ErlRV 2598 BlgNR 27. GP, 2.
45 ErlRV 2598 BlgNR 27. GP, 2; kritisch hierzu Starl, Neue

Finanzordnungswidrigkeit zur Sanktionierung der Be-
legfälschung, ZWF 2025, 36 (39).

46 Djakovic/Lug, Änderungen im Finanzstrafrecht durch
das Betrugsbekämpfungsgesetz 2024 Teil I, ZWF 2024,
174 (177).
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tet, durch Scheinrechnungen tatsächliche Vor-
gänge zu verschleiern.47

Letztlich darf auch nicht übersehen werden,
dass sowohl § 8 Abs 1 Z 3 SBBG als auch § 51b
FinStrG mit BBKG 2024, bloß in verschiedenen
Teilen, eingeführt wurden und das Erfordernis
einer neuen, zusätzlichen Sanktionsmöglichkeit
(§ 51b FinStrG) im Zusammenhang mit Schein-
und Deckungsrechnungen damit gerechtfertigt
wurde, sicherzustellen, dass schnell und effektiv
gegen Scheinunternehmen vorgegangen werden
kann, weil deren Verantwortliche und Vermö-
genswerte aufgrund der Kurzlebigkeit dieser Un-
ternehmen oft schwer greifbar sind.48

2.3. Zwischenergebnis
Weder abgaben- noch finanzstrafrechtlich wird
explizit auf den Begriff des Scheinunternehmers
abgestellt. Je nach Ausgestaltung des Unterneh-
mens werden abgabenrechtlich unterschiedliche
Rechtsfolgen ausgelöst. Die bereits bei der Ein-
führung des SBBG herangezogene Differenzie-
rung zwischen dem Scheinunternehmen und der
Scheinfirma taugt nicht zur Definition eines ab-
gabenrechtlichen Scheinunternehmerbegriffes.49

Die abgaben- und finanzstrafrechtlichen Folgen
knüpfen selbst im Vergleich zueinander an ver-
schiedenen Tatbestandsmerkmalen an. So ist je-
des Scheinunternehmen, das als juristische Per-
son des Privatrechts im Inland eingerichtet ist,
unbeschränkt steuerpflichtig iSd KStG. Hinsicht-
lich der Umsatzsteuer hängt die Steuerpflicht von
den erbrachten Leistungen oder der Ausgestal-
tung der ausgestellten Rechnungen ab. Lohnsteu-
erpflichtig wird jeder, der Arbeitgeber iSd § 47
EStG ist. Darüber hinaus spielt die Einordnung
als Scheinunternehmen auch im Zusammenhang
mit §§ 23 und 162 BAO unmittelbar keine Rolle.

In der Praxis geht es in der Regel auch nicht
bloß um ein, sondern Konstrukte aus mehreren
Scheinunternehmen, in denen jedes einzelne Un-
ternehmen eine eigene Funktion wahrnimmt.50

Als zusätzliche Komplexität sind daher die ver-
schiedenen Beteiligungsformen zu beachten.
Hierbei ist durchaus denkbar, dass in das Be-
trugssystem Unternehmen oder Personen mit-
eingebunden werden, die gar nicht von ihrer Be-
teiligung wissen, womit zumindest aus straf-
rechtlicher Sicht der subjektive Tatbestand nicht

erfüllt ist. Dennoch drohen auch solchen Unter-
nehmen bei Missachtung der nötigen Sorgfalt
abgabenrechtliche Konsequenzen.51 Die übrigen
betrügerisch agierenden Unternehmen kommen
als Bestimmungs- oder Beitragsstäter in Frage.
Somit zeigt sich, dass aus abgaben- bzw finanz-
strafrechtlicher Sicht in der Regel eine individu-
elle und gleichzeitig umfassende Analyse erfor-
derlich ist.

3. Sanktionslücken und Probleme der 
Verfolgung in zeitlicher Hinsicht?

Im Kontext von Scheinunternehmen ist beson-
ders problematisch, dass diese meist nur kurz be-
stehen und auch deren Verantwortliche nur
schwer greifbar sind.52 Aus Sicht der Strafverfol-
gung stellt sich die Frage, wann und inwiefern
gegen Scheinunternehmen vorgegangen werden
kann. Gewisse Finanzvergehen befinden sich,
Monate nachdem die faktische Existenz der
Scheinunternehmen geendet hat, noch nicht ein-
mal im Versuchsstadium. Dies betrifft insbeson-
dere die Hinterziehung jener Abgaben, die erst
im Folgejahr zu erklären sind. Zusätzlich neh-
men die notwendigen Ermittlungen von Finanz-
vergehen mit Blick auf die Kurzlebigkeit der
Scheinunternehmen zu viel Zeit in Anspruch,
um tatsächlich effizient gegen die Täter vorgehen
zu können.53

Aus materiellrechtlicher Perspektive wäre
das Handeln von Scheinunternehmen dennoch
auch kurzfristig strafbar. Mit jeder Scheinrech-
nung, in der zu Unrecht Umsatzsteuer ausgewie-
sen wird, geht eine Strafbarkeit gemäß § 33 Abs 2
lit a FinStrG einher, sofern diese Umsatzsteuer
nicht am 15. des zweitfolgenden Monats erklärt
wird. Im Kontext der Lohnsteuer führt deren
Nichtentrichtung am 15. des folgenden Monats
zu einer Strafbarkeit nach § 33 Abs 2 lit b
FinStrG. Darüber hinaus waren die nun durch
§ 51b FinStrG sanktionierten Handlungen auch
bisher nach § 51 Abs 1 lit c oder d FinStrG straf-
bar.54 Ebenso war die Manipulation von Rech-
nungen zur Verwendung im Rechtsverkehr, so
auch gegenüber den Abgabenbehörden, bereits
in der Vergangenheit nach §§ 223, 225a und 293
StGB strafbar.55 Von einer Straflosigkeit kann
daher keinesfalls die Rede sein. Die materiell-
rechtliche Möglichkeit, frühzeitig gegen strafba-
res Handeln von Scheinunternehmen vorzuge-
hen, war und ist somit jedenfalls gegeben.

Zu beobachten ist, dass sich im Finanzstraf-
recht ein Paradigmenwechsel abzeichnet – weg
von Finanzvergehen, die eine tatsächliche Be-

47 Vgl ErlRV 2599 BlgNR 27 GP, 6.
48 Vgl Vorblatt 2598 BlgNR 27. GP, 6.
49 Vgl ErlRV 692 BlgNR 25. GP, 4.
50 Vgl ErlRV 2599 BlgNR 27. GP, 6; anschaulich auch das

von der EuStA aufgeklärte Betrugssystem im Rahmen
der „Operation Admiral“, EuStA, Operation Admiral:
EPPO uncovers organised crime groups responsible for
VAT fraud estimated at € 2.2 billion (Stand 29. 11.
2022), abrufbar unter https://www.eppo.europa.eu/en/
media/news/operation-admiral-eppo-uncovers-orga
nised-crime-groups-responsible-vat-fraud-estimated;
EuStA, Investigation Admiral: First convictions in Por-
tugal for 23 defendants guilty of massive international
VAT fraud (Stand 12. 5. 2025), https://www.eppo.euro
pa.eu/en/media/news/investigation-admiral-first-con
victions-portugal-23-defendants-guilty-massive (Zu-
griff jeweils am 12. 5. 2026).

51 Siehe hierzu weiterführend VwGH 26. 3. 2014, 2009/
13/0172; Nemec, Verdachtsmomente beim Umsatz-
steuer-Karussellbetrug, BFGjournal 2014, 232 (238).

52 Vgl ErlRV 2599 BlgNR 27 GP, 6; Windisch-Graetz, Sozi-
albetrug im Unternehmensbereich – eine interdiszipli-
näre Herausforderung für den Rechtsstaat, 21. ÖJT III/2
(2022) 11; Lehner, ZWF 2024, 169 (169).

53 In diesem Sinn auch Lehner, ZWF 2024, 169 (169).
54 MwN Starl, ZWF 2025, 36 (36).
55 Vgl zu Rechnungen als Tatobjekt der Strafbestimmun-

gen des StGB OGH 6. 8. 1996, 11 Os 46/96.
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einträchtigung eines Abgabenanspruchs als Ta-
tobjekt voraussetzen, hin zu reinen Verletzungs-
delikten, bei denen es bloß auf die Verletzung
einer auferlegten Verpflichtung ankommt. Da-
bei handelt es sich um keine gänzlich neue Ent-
wicklung. Auch die Einführung der §§ 49a bis
49e FinStrG kann dem zugeordnet werden. Da-
bei handelt es sich um Finanzordnungswidrig-
keiten, die gemeinsam mit Aufzeichnungs- und
Erklärungspflichten eingeführt wurden, um Be-
trug im Zusammenhang mit Steuern und sons-
tigem Steuerausfall vorzubeugen.56

Mit § 51b FinStrG wird ein ähnlicher Zweck
verfolgt, allerdings wird noch ein Schritt weiter
gegangen. Diese neu geschaffene Finanzord-
nungswidrigkeit normiert ebenso vorbeugend
eine Strafbarkeit. Es wird der Deliktsbereich in
das Vorbereitungsstadium der „klassischen“ Ab-
gabenhinterziehung vorverlegt.57 Allerdings er-
folgte durch Einführung des § 51b FinStrG mehr
als bloß die Schaffung eines Vorbereitungs- oder
Gefährdungsdelikts. Der Tatbestand des § 51b
FinStrG fordert weder Verkürzungen noch die
Verletzung abgabenrechtlicher Anzeige-, Offen-
legungs- oder Wahrheitspflichten, wie dies ua
§ 33 FinStrG verlangt. Auf Ebene des objektiven
Tatbestandes genügt die Manipulation von Be-
legen, für abgabenrechtliche Zwecke, in der in
§ 51b FinStrG genannten Weise, oder die Ver-
wendung solcher Belege. Dementsprechend ge-
stallten sich auch die Feststellungen zur subjek-
tiven Tatseite einfacher, als dies bei anderen Fi-
nanzvergehen, wie zB bei § 33 FinStrG der Fall
wäre. Damit fallen auch die umfassenden Er-
mittlungen weg, die zur Nachweisführung der
zuvor dargestellten abgaben- und finanzstraf-
rechtlichen Tatbestände, gerade iZm komplexen
Scheinunternehmenskonstruktionen, anzustel-
len wären.

Weiters geht aus den Materialien hervor,
dass § 51b FinStrG dazu dienen soll, „der gängi-
gen Kurzlebigkeit solcher Scheinunternehmen
und der damit einhergehenden fehlenden Greif-
barkeit von Verantwortlichen und Vermögens-
werten wirksam entgegenzuwirken“.58 Wie auf-
gezeigt, gibt es materiellrechtlich die Möglich-
keiten, auch unter Heranziehung bewährter
Verkürzungsdelikte gegen Scheinunternehmen
vorzugehen. Nun scheint es jedoch so, dass der
Zweck des § 51b FinStrG gerade darauf gerichtet
ist, durch Strafen Vermögen sicherzustellen,
ohne dass es Feststellungen zu Verkürzungen
gegeben hat bzw diese vorausgesetzt werden.
Bisher waren vergleichbare Pflichtverletzungen

gemäß § 51 Abs 2 FinStrG auch bloß mit einer
Geldstrafe von bis zu 5.000 € strafbar. Mit einer
Strafdrohung gemäß § 51b Abs 2 FinStrG von
bis zu 100.000 € sollte eine Möglichkeit geschaf-
fen werden, Vermögenswerte greifbar zu ma-
chen. Ob durch Strafen die Abgabenerhebung,
die Sicherstellung von Abgaben sowie die dafür
erforderlichen Ermittlungen und Feststellungen
tatsächlich „ersetzt“ werden können, erscheint
jedoch fraglich.

Jedenfalls erlebt das Finanzstrafrecht einen
Wandel. Einige der in den letzten Jahren einge-
führten Bestimmungen sind auf Scheinunterneh-
men oder betrügerisches Vorgehen zurückzufüh-
ren, wobei der Anwendungsbereich der Strafbe-
stimmungen häufig undifferenziert auch gering-
fügigere Sachverhalte erfasst.59 Losgelöst von der
Problematik rund um Scheinunternehmen zeigt
sich in der Gesetzgebung, dass die Strafbarkeit
immer früher angesetzt wird, ohne dass hierbei
auf Verkürzungen abgestellt wird, wie dies bisher
vorausgesetzt wurde. Nicht zuletzt war dies in
ähnlicher Weise auch bei der Einführung der
Verluststrafbarkeit in § 33 FinStrG durch das
Betrugsbekämpfungsgesetz 2025 Teil Steuern
(BBGK 2025 Teil Steuern)60 der Fall.

Scheinunternehmer spielen im Abgaben-
und Finanzstrafrecht eine wesentliche Rolle.
Die Definition des Scheinunternehmens iSd
§ 8 SBBG ist jedoch nicht maßgeblich. Auch
aus einer Feststellung als Scheinunterneh-
men iSd § 8 SBBG lassen sich keine unmit-
telbaren Folgen ableiten. Dies kann allenfalls
Indizwirkung haben. Geht man von einem
allgemeineren Verständnis des Begriffs
Scheinunternehmen aus, kann durchaus un-
redliches Handeln unterstellt werden. So-
wohl aus steuer- als auch finanzstrafrechtli-
cher Sicht ist allerdings auf die Tatbestände
der einzelnen Bestimmungen abzustellen.

Das Vorgehen von Scheinunternehmen
stellt die Abgaben- und Finanzstrafbehörden
jedenfalls vor Herausforderungen, die insbe-
sondere auf deren Kurzlebigkeit und feh-
lende Greifbarkeit der verantwortlichen Per-
sonen zurückzuführen sind. Hinzu kommt,
dass es sich bei Scheinunternehmenskonst-
ruktionen häufig um komplexe Sachverhalte
handelt, die unter eine Vielzahl verschiede-
ner abgaben- und finanzstrafrechtlicher Tat-
bestände zu subsumieren und zuvor umfas-
send zu ermitteln sind. Fraglich ist, ob die
jüngeren gesetzlichen Bestrebungen dazu ge-
eignet sind, Abhilfe zu schaffen. Insbeson-
dere im Hinblick auf § 51b FinStrG sind die
Entwicklungen in Praxis und Rechtspre-
chung abzuwarten.

56 Zu § 49d FinStrG vgl Hammerl/Zechner, Plattformhaf-
tung. SWK-Spezial (2020) 9; Gaedke/Huber-Wurzinger
in Melhardt/Tumpel, UStG3 (2021) § 18 Rz 120; zu
§ 49e FinStrG vgl ErlRV 2090 BlgNR 27. GP, 1; vgl auch
ErwGr 10, 11, 12, und 13 RL (EU) 2020/284 des Rates
vom 18. 2. 2020 zur Änderung der RL 2006/112/EG im
Hinblick auf die Einführung bestimmter Änderungen
für Zahlungsdienstleister, ABl L 62 vom 2. 3. 2000, S 7.

57 ErlRV 2598 BlgNR 27. GP, 2.
58 ErlRV 2598 BlgNR 27. GP, 2.

59 ErlRV 2598 BlgNR 27. GP, 2.
60 BGBl I 2025/98.

▶ Auf den Punkt gebracht
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